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Sozial gericht Dortmund

Az.: 539 KR 1182/11
Verkündet am 08.05.2013

Richter
Regierungsbeschäftigte

.als Urkundsbeamtln
, der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes

Urteil

In dem Rechtsstreit
...".-----

'('~.? \) [] r 7~}"
,Y',"HorSt-~ieter Stoffels, Ruhreckstraße 37,58099 Hagen
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VPro~~$sbevollmächtlgte:Rechtsanwalt Jens Steinhauer u.a., Märkische Straße 1,
-c,g 0 r t r6e'~6 Menden~'-•.....-",.~..•

gegen

BIG direkt gesund, Rheinische Straße 1, 44137 Dortmund

Beklagte

hat die 39. Kammer des Sozialgerichts Dortmund auf die mündliche Verhandlung vom.----~\geOO) 2013 durch den Vorsitzenden, den Richter am SozialgerichtDr. Kolmetz, sowie den
~, ~~~breha tlichen Richter Kohlmeier und den ehrenamtlichen Richter Kehlert für Recht ,

~)~~:, nnt
~ 'I, \.f;., '.'

/t l .. , ..,>
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ij;j Klage wird abgewiesen.
~
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<, Oort~' ,
'-,;........; Außergerichtliche Kosten haben die Beteiligten einander nicht zu erstatten.
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Tatbestand:
; ,

Die Beteiligten streiten um die Beitragspflichtigkeit einer Versicherungsleistung.

Die Beklagte, bei der der Kläger gesetzlichen krankenversichert ist, erhielt von der
Westfälischen Provinzial Versicherung AG die Nachricht, dass dem Kläger eine
Versorgungsleistung in Höhe von 55.357,- Euro ausgezahlt worden sei. Es handele sich
dabei um eine von dem Kläger nach Ausscheidung aus dem Untemehmen übemommene
Direktversicherung.

Die Beklagte erließ dem Kläger gegenüber hieraufhin einen vom 11.08.2008 datierenden
Bescheid, nach dessen Inhalt der Kläger aus der erhaltenen Leistung monatlich Beiträge
zur Krankenversicherung und zur Pflegeversicherung in Höhe von 71,97 Euro zu zahlen
habe.

Der Kläger legte hiergegen Widerspruch sln, welchen er damit begründete, dass die
Direktversicherung von Seiten seines Arbeitgebers eine bloße Gehaltsumwandlung
gewesen sei. Während der gesamten Laufzeit der Versicherung seien die Prämien
Beträgen entnommen worden, die außerhalb der Beitragsbemessungsgrenze gelegen
hätten.

- /

Die Beklagte erließ dann unter dem 07.01.2011 einen weiteren Bescheid, mit welchem sie
den Beitrag unter Hinweis auf einen geänderten Beitragssatz auf 81,65 Euro monatlich
festsetzte.
Die Beklagte erhielt von der Westfälischen Provinzial Versicherung AG dann die Auskunft,
dass der Anteil der Versicheiungsleistung, welcher durch die Einzahlungen des früheren
Arbeitgebers des Klägers entstanden sei, 49.190,· Euro, und der Anteil, der durch private
Einzahlungen des Klägers entstanden sei, 6.167,- Euro betrage.
Die Beklagte setzte hierauf den Beitrag rückwirkend auf 72,56 Euro monatlich fest
(Bescheid vom 01.04.2011).
Mit Bescheid vom 29.11.2011 wies die Beklagte den Widerspruch im Übrigen als
unbegründet zurück.
Die Beklagte begründete ihre Entscheidung damit, dass die gesetzlichen Vorschriften eine
andere Entscheidung nicht zuließen. Auch habe das Bundesverfassungsgericht bestätigt,
dass die Heranziehung von erwirtschafteten Erträgen aus einer Direktversicherung zu den
Beiträgen zur Krankenversicherung der Rentner nicht zu beanstanden sei.

Bereits am 26.09.2011 hatte der Kläger beim erkennenden Gericht Untätigkeitsklage
erhoben.
Am 07.12.2011 hat er die Klage dann geändert auf eine gegen den Widerspruchsbescheid
der Beklagten geriChtete Klage.



- 3-

Der Kläger trägt vor,
die Grenzen zulässiger Typisierung seien dann überschritten, wenn, wie hier, die
Einmalzahlung trotz fortwährenden Überschreitens der Beitragsbemessungsgrenze und
trotz Vorliegens einer Gehaltsumwandlung der Beitragspflicht unterworfen werde. Dies
ergebe sich aus den Grundsätzen, die das Bundesverfassungsgericht aufgestellt habe.

Der Kläger beantragt,

die Bescheide der Beklagten vom 11.08.2008 und 07.01.2011 in Gestalt des
Bescheides vom 01.04.2011, dieser in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 29.11.2011 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte hält ihre Entscheidung für rechtmäßig und trägt ergänzend vor,
ihre Entscheidung werde durch die Rechtssprechung des Bundesverfassungsgericht
gedeckt. Auch habe das Bundessozialgericht eindeutig entschieden, dass die Betroffenen
sich an der vertraglich gewollten und praktizierten institutionellen Einbindung einer
Leistung als Direktversicherung festhalten lassen müssten. Unerheblich sei, wer die
Leistung im Ergebnis finanziert habe.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der Schriftsätze der Beteiligten und der
beigezogenen Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen.



Entscheidungsgründe:

Die Klage ist zulässig aber unbegründet.

Die angefochtenen Bescheide der Beklagten vom 11.08.2008 und 07.01.2011 sind in der.
Gestalt, die sie durch den Bescheid vom 01.04.2011 und den Widerspruchsbescheid vom
29.11.2011 gefunden haben, rechtlich nicht zu beanstanden.
Gemäß §237 Satz 1 Nr. 2 des Fünften Buches des Sozialgesetzbuches (SGB V) wird bei
versicherungspflichtigen Rentnem der Zahlbetrag der der Rente vergleichbaren
Einnahmen zugrundegelegt. § 237 Satz 2 SGB V verweist hierzu auf §. 229 SGB V.
Dessen Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 bestimmt, dass Renten der betrieblichen Altersversorgung als
der Rente verqlelchbare Einnahmen gelten, soweit sie ... ~... zur Alters- oder
Hinterbliebenenversorgung erzielt werden. § 57 Abs. 1 Satz 1 des Elften Buches des
Sozialgesetzbuches (SGB XI) verweist hinsichtlich der Beitragspflichtigkeit zur sozialen
Pflegeversicherung seinerseits auf die Vorschrift des § 229 SGB V.

Der hier von der Westfälischen Provinzial Versicherung AG dem Kläger geleistete
Versorgungsbetrag ist nach Vollendung des ·65. Lebensjahres an den Kläger zur
Auszahlung gelangt. Er stellt einen Beitrag zur Altersversorgung des Klägers dar. In dem
Umfang wie er auf von dem ehemaligen Arbeitgeber des Klägers geleisteten Beiträgen
beruht, unterliegt er der Beitragspflichtigkeit. Den darüber hinausgehenden Betrag hat die
Beklagte ihrerseits zutreffend letztlich der Erhebunq von Beiträgen nicht unterworfen.
Auch in der ausgewiesenen Beitragshöhe ist die Entscheidung der Beklagten nicht zu
beanstanden.
Tritt an die Stelle der Versorgungsbezüge, wie hier, eine nicht regelmäßig wiederkehrende
Leistung , gilt nach Maßgabe von § 229 Abs. 1 Satz 3 SGB V ein
Einhundertzwanzigstel der Leistung als monatlicher Zahlbetrag der Versorgungsbezüge.

Die Einwände des Klägers gegen die Rechtmäßigkeit der Bescheide der Beklagten gehen
im Ergebnis ins Leere.
Der Kläger würdigt nicht hinreichend, dass sich inzwischen umfangreiche Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts ergeben hat, welche eine Verfassungswidrigkeit der Norm
des § 229 SGB V gerade nicht zu erkennen vermochte (vgl. Bundesverfassungsgericht,
Beschluss vom 07.04.2008, Az.: 1 BvR 1924/07, SozR 4-2500 § 229 Nr. 5; Beschluss vom
06.09.2010, Az.: 1 BvR 739108, SozR 4-2500 § 229 Nr. 10; Beschluss vom 28.09.2010,
Az.: 1 BvR 1660/08, SozR 4-2500' § 229 Nr. 11). Einen anders zu bewertenden
Sachverhalt hat das Bundesverfassungsgericht allein gesehen in Fällen, in denen
Kapitalleistungen auf Beiträgen beruhen, die ein Arbeitnehmer nach Beendigung seiner
Erwerbstätigkeit unter Einrücken in die Stellung des Versicherungsnehmers entrichtet hat.
Diesen Teil der Kapitalleistung hat indes die Beklagte im vorliegenden Fall nach oben
Gesagtem der Beitragserhebung letztlich gerade nicht mehr unterzogen.
Ohne Erfolg beruft der Kläger sich insbesondere auf den Umstand, dass die
Direktversicherung seines Arbeitgebers eine Gehaltsumwandlung gewesen sei, er indes



- 5-

: f

zu Zeiten seiner Berufstätigkeit die Beitragsbemessungsgrenze überschritten gehabt habe
und den Höchstbeitrag zur freiwilligen Krankenversicherung geleistet habe.
Es ist hierin kein Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz des Artikel 3 Abs. 1 des
Grundgesetzes (GG) erkennbar, welcher es gebietet, gleiche Sachverhalte gleich und
ungleiche Sachverhalte ihrer Unterschiedlichkeit entsprechend ungleich zu behandeln. Der
Kläger würdigt nur unzureichend, dass der Gesetzgeber zur Herstellung von Praktikabilität
in der Anwendung von Gesetzen einen weiten Gestaltungs- und Typisierungsspielraum
hat. Dieser Spielraum verengt sich in Lebensbereichen, in denen die wirtschaftliche
Existenz eines Menschen gefährdet ist. Sie erweitert sich beim Umgang mit
Sachverhalten, die, wie hier, sich im Bereich wirtschaftlicher Prosperität bewegen. Von
dieser pauschalierenden Betrachtungsweise hat der Kläger zu Zeiten, als er noch im
Arbeitsleben stand, profitiert, indem sein Beitrag zur freiwilligen Krankenversicherung
durch den Höchstbeitrag begrenzt gewesen ist und Artikel 3 Abs. 1 GG es gerade nicht
geboten hat, sein Einkommen einem noch höheren Beitrag zu unterwerfen. Der Kläger ist
seinerzeit günstiger behandelt worden als Personen, deren Einkommen geringer waren,
aber gerade eben ausreichend, um auch dem Höchstbeitrag zur freiwilligen
Krankenversicherung zu untertallen.
Der Kläger übersieht im Übrigen, dass, wenn es Sich bei den versicherunqsleistunqen
tatsächlich um eine Gehaltsumwandlung gehandelt hat, es Ausfluss seiner eigenen
Gestaltung war, sich auf dieses Modell einzulassen. Der Kläger war nicht gehindert, sich
die Versicherungsbeiträge, ohne dass diese beitragspflichtig geworden wären, auszahlen
zu lassen. Es stand ihm anheim, sich gegen diese Auszahlung zu entscheiden und mit
seinem Arbeitgeber das gewählte Modell zu vereinbaren. Er konnte dann jedoch nicht
risikofrei darauf vertrauen, dass die von ihm frei gewählte Gestaltung nach seinem
Ausscheiden aus dem Arbeitsleben viele Jahre später sich versicherungstechnisch nicht
nachteilig auswirken könnte.

Die Klage war daher abzuweisen, wobei sich die Kostenentscheidung aus § 193 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) ergibt.



Rechtsmittelbelehrung:

Dieses Urteil kann mit der Berufung angefochten werden.

Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils beim

Landessozialgericht .
Nordrhein-Westfalen,
Zweigertstraße 54,
45130 Essen,

schriftlich oder mündlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle
einzulegen:

Die Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Frist bei dem

Sozialgericht Dortmund,
Ruhrallee 1-3,
44139 Dortmund,

schriftlich oder mündlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle
eingelegt wird.

Die Berufungsschrift muss bis zum Ablauf der Frist bei einem der vorgenannten Gerichte.
eingegangen sein. Sie.soll das angefochtene Urteil bezeichnen, einen bestimmten Antrag
enthalten und die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben.

Die Einreichung in elektronischer Form erfolgt durch die Übertragung des elektronischen
Dokuments in die elektronische Poststelle. Diese ist über die Internetseite www.sg-
dortmund.nrw.de erreichbar. Die elektronische Form wird nur gewahrt durch eine
qualifiziert signierte Datei, die den Maßgaben der Verordnung über den elektronischen
Rechtsverkehr bei den Sozialgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen (ERWO SG) vom
07.11.2012 (Gv'NRW. 551) entspricht. Hierzu sind die elektronischen Dokumente mit einer
Qualifizierten Signatur nach § 2 Nummer 3 des Signaturgesetzes vom 16.05.2001 (BGBI. I,
876) in der jeweils geltenden Fassung zu versehen. Die qualfizierte elektronische Signatur

. und das ihr zugrunde liegende Zertifikat müssen durch das Gericht überprüfbar sein. Auf
der Intemetseite www.justiz.nrw.de sind die Bearbeitungsvoraussetzungen
bekanntgegeben.

Zusätzlich wird darauf hingewiesen, dass einem Beteiligten auf seinen Antrag für das
.Verfahren vor dem Landessozialgericht unter bestimmten Voraussetzungen
Prozesskostenhilfe bewilligt werden kann.

Gegen das Urteil steht den Beteiligten die Revision zum Bundessozialgericht unter
Übergehung der Berufungsinstanz zu, wenn der Gegner schriftlich zustimmt und wenn sie
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von dem Sozialgericht auf Antrag durch Beschluss zugelassen wird. Der Antrag auf
Zulassung der Revision ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils bei dem
Sozialgericht Dortmund schriftlich zu stellen. Die Zustimmung des Gegners ist dem Antrag
beizufügen.

Lehnt das Sozialgericht den Antrag auf Zulassung der Revision durch Beschluss ab, so
beginnt mit der Zustellung dieser Entscheidung der Lauf der Berufungsfrist von neuem,
sofern der Antrag auf Zulassung der Revision in der gesetzlichen Form und Frist gestellt
und die Zustimmungserklärung des Gegners beigefügt war.

Die I;inlegung der Revision und die Zustimmung des Gegners gelten als Verzicht auf die
Berufung, wenn das Sozialgericht die Revision zugelassen hat.

Dr. Kolmetz
Richter am Sozialgericht
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. Landessozlalqerlcht Nordrhein-Westfalen
VerkOndet am 22.05.2014,

Ai.:l5 KR 443/13
»a: 839 KR 1182/11 8G Dortmund

,Megger "
'Regierungsbeschäftigte ,

• : als Urkundsbearntin '
, der Geschäftsstelle

, " "

, '

Im Namen des' Volkes, '
, , '

'Urteil
" ,"

In dem' Rechtsstreit ',,' . '.", ,
!"

•Ho~st-Dieter Stoffels, Ruhreckstraße 37,~8099 Hagen

'Kläger.,ui1df3eruf~ng$kläger

'Proze,ssbevourriächtigte:'Rechtsanwalt Jens Steinhauer u.a., Märkische 'Straße 1, '
58706 Menden ' ' ' " '

gegen" .

,BIGdirektgesu~d, vertreten durch:den Vörstand, RheinistheStraße 1,,44137 Dortmund ,

'·Bekla:gte'und.BerufUl1gsbekl~gte •'

, hat der 5. Sehat:des Landessozialqerlchts Nordrheln-vvestfalen Jn ' Essen, auf die
mÜndiiche'Vefhandlungvöm'.2~.05.2014 durch den Vo~siti:ehden Richter am
Landessozfalqerlcht- Dr. Jansen, den Richterarn Landessozialgericht Piersclanek und die
Richterin am Landessozialgericht Altenweqer sowiedie ehrenamtliche Richterin Krause

:und den ehrenamtlichen RlchterDannecker füt Recht erkannt '

": -Die ;Berufimg des KlägerSwird,zlirückgewiesen.,
"" "",'.: ' . , "

'Oem'Kläg,erwerden Verschuldenskosten in Höhe von 1.000,--Euro'
, auferlegt; im Übrigen :sind Kosten nicht zu erstatten;

", ,'"
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Tatbestand: .
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Streitig. ist .dte :Zahlung,:vori: aeiträgen -zur ge.se~lic~e~>~ankenversi~neruflg aus.der
". KaPitaIZahJUng~iri~r-·Oi.iektlebensve.~iCbrun9'~.' ".. . '. ' .". "

. . . - . . .

Der 1943 geborene Kl,äger.ist seit dem 1.5.200S wegen des, Bezugs einer Altersrente .aus .

der :gesetzliche~.:Rente~verSi~herUng,·im Rahmen der 'R~nt~nve~ich~~ng der.'Renther'

(KVdR) pfli.chtversichert,zuvor warer:bei der BeklagtEmfrei~iUi9.versichert. .

Die ehemalige Arb~itgeberin. des Klägers' - .-. schloss 'zurnt ;S.,t9.S6 als

versicherungsnehm~rin' bei. der 'Westfälische '.~rcJvinzial \i~rsicherung~: ..AG ". eine

Direktverslcberunq mit Gehaltsum~andlung"in~'Sinne, d~s·§··t Al>s:.2 .de~··G~se~es.zur

Vefbesse~ung 'der:~etri~bIiGhenA~e'rSvor$or~e.(BetrAVG)z~ Gu~sfen::des,Klä~ers;ab;Als

. 'AblaufdatUJT1::WlUd~:cj"~~.~.S~20ÖS.v~reinbart: ~1e,.PJ~mien~rden·. ~on'·~er.A~~itgeberin .',

.direkt:au~·del}1 E~tgeltde.sKläg~ an.die 'Yersi,cherungabgeführt. Zum 1..1.2005wui"de .

.' die. v~rsiChf}rungsneh.me~~igenSChaft,.Von'd~mehem~ilig~fl·A~eitgeb·erin auf den' Kläger

. selbst übertr~gen:· . . .

Die:ProvinziaIVef'$icherung.s:AGteiite der Be~Jagte.n.im·Al!gust 2.o0S·mit, 'der Kläger habe

·zum 1.8.20~J8eine KapitalieistungL!-Lv. 55':357,- Eur~ erhalten: Im:Mä~201'1'bezifferte

die Provinzi~Ver'sich~ru~9S AG den ·s~it·dem1,.1.2005 ~u(p~aten.:EinzahIUngendes
. . . '. '- '.- .. --.,... < -, . _. : - ,'.

Klägers beruhenden Anteil-der Versicherungsleistung auf 6.167 ,~Euro.· ..

,Mit Bescheid vom' "11.8·.2008 setzte die 6eklagtedie" Versictlerungspfliqhf dieser

. Kapitalle:istungßI~' ·.v~rs!)rgungsbezug· -fest.. B~i.AuszahIU~9:'.e.in~;:· ~·i~}I1~uiligen·,.·
- '. . . .' .- .'. . - -. "". ", ':. ::. - : .' " . .. ". .... ,'. . - :' . . ~ ~. :.'. - . - .: ..: :..... . - .-

Kapital!,eistung gelte :1/120' der Leistung al~.m.onatlicher Zahlbetrag,längstensjedoch für'

. 120 ~onate.Abdem .1~9,2008'.betrageder: Beitrag .Z~~Kra·rik~nverSlqhe.J1Jn~':61!82 Euro

.und fürdie Pfl~geversicherung 10,15 Euro, ..

Mit .Bescheidv~m 7;1.2011 ~rde der ßeitfag: für 'QjeKrankebye~icti~f1"I,ng::ab"dem .
. - . . ." . -. . - -. . '. . x: .. '.' .': .. :. ':- ".: -, . . .. ':'- ;.-:' .

, ,1.1.2011 auf 7,1;50 Euroangehobery: Mit Bes'c:hei?:vom 1~,4:.2011'reduZiert~,~iELaekl~gt~.:·

rückwirkend ab dem' 1.9.20.0S'unter Berücksichtigung, nue des :,arbeitgebeifi~~mzierten

•Teils' der Versicherungs leistung den "Beitrag ·zur Kra~kenversjCh~~ng auf'63,~: und ,den
Beitrag zur P~egevers;cher~ng.auf 9:02 'Euro.;" ." "

• '.': o.



, ,,'
"

- 3":

. ·Mit. seinem WiderspruchwaDdtesicQ, der .KläQergegen die' Ver:beitragun~ der'

kapitalleistung und. machte,gelt~nd;es'habe sich. bei:qerDirektversicherungtimeine'

~(~>. Gehaltsumwandlunq .gehandelt'. 'im'.' '~ahmen' derer ····Prämien·aus seinem. über .··der

Beitragsbemessungsgrenze liegenden :Gehaltgezahlt worden seien.
. J.

. ,
Oie Beklaqte wies den VVioe~pruch -zuqleich im.Namen der:Pflegekasse~ unter Hinweis

auf die Rechtsprechung des B~ndesven:assu~gsgerichts(~V~rfG) alsü~begrondet.zurOck .
" " ',' , .""." ' . ,~

(Widerspruchsbescheid vom 29.t1 ..2011,.
" .

, i "

Seine unter dem 26,9.2011 beim' Sozjalgericht(SG). erhobeneUntätigkeitskiage hat der

Kläger am 7.12~2011.ineine .Anfecht~ngsklage ,~eä~derL' Zu .deren' Begründung' hat -er ,

vorgetragen, eine' Verbeitragung stehe ::eritgegen, dass die Verslcherunqslelstunqaut

Prämien aus 'eine~Gehaltsumwandlun~i beiÜberschreiten'der'B~itrag~befl1es~urigsgrenze
, " ' ...- ',' ' " ' ' , ' , " , ,',' "

beruhe. '.'
, ",

"

per Kläger' hat beantraqt.. , .

. die Bescheide der Beklagten vom ,11.8.2008 und: 7.1.2011 in
, . " . , , ' "

Gestalt des Bescheids vom 1.4.2011,' dieser in' .Gestalt des

,Widerspruchsb~scheidsvom 29.11.2q11aUfzLJ~ebe'n.· '

Die Beklagte hat beantragt,

die Berufung zurückzuweisen ..
. .. .."

.•Die Beklaqte.bat auf ihre)bi,sherigenAusfOhrunge~und;die RechtsprechunqcesBvertö
.und des Bu·ndesso·zialgerichts(BSG)Bezug' gen6,mmen. . .'. ..

, , "

DasSG hat die ,Klag~ durch Urteil vom 8.5..2013. (demKläqerbevoumächtigten am

'10.6.2013 "zugestetlt) .abgewi.~sen: Der: U.mstafld,. 'qasses, 'sicQ"bei'seiner,

Direktversicherung um' eine' Gehpltsumwandlu~g gehandelthabe,der:Kläger~ährend'"

. seiner Berufstätigkeit .oberhalb. '.der .Beitragsbem~ssungsgren'ze ".v~rdienr 'und· den

Höc~stbeitrag. zur freiwilligen Krankenversicherung gezahlt habe, führe' nicht.dazu. dass

. ihm eine vertass'ungswidrige'UngleichbehandIUng' im Sinne des Art. 3 Abs. t Grundgesetz

(GG) widerfahre. Während seines Arbeitslebens .habeer davon.profitiert, dass seine
" , ",'
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, Beitragslastdurch die Beitragsbemessungsgrenze begrenzt wordensei: Er habe sich im '

Rahmen 'seines ,eigen~~ 'G~staltungsspielraU~s für. eine', Vertr~gSgestalt~n9" rnlt '
, ,

"Gehalt~umwandlung~ntsChieden. " ,
'.'.

. ~. '.

Dagegen hat, der' Kläger am 27.6.2013~Berufungeingelegt., Zur ,Begründung "hat er '

vorqetraqen, der. Entscheidunq d~s, BVerfG 'seikeinesweg'szu~ntn~hmen.das~ die'

Fallgestaltung des Übergangs'der Versicherungsn~hmereigenschaftdie"Einzigesei, ,bei

der ein, hinreichender B,ez:ugzum Betrjebsrenterirechraüfgehobensei.E;im~unzLJlässige ,,",

Beitr~gserhebungJieg,e,'bereitsqann 'vor, wenn 'keirl hinr~I~~enderUnter~chie'dzyeinern' ,.

privaten' Lebensverelohenmqsvertreq mehr b~stehe. In~ei~e~Fali: habe es sich um eine '

normale Leben~versiCherUngg~handelt;, in dem". Vertrag werde 'nichts' von ,.einer

Altersvorsorge 'gesagt. Seine Ärbeitgeberin habe sich schon bei der Gehaitsu~~andlung'

verpfüchtet.y dle Ansprüche auf.die Leistunqen aus 'dem Vertrag unwiderruflich' ihm

zuzuwenden. 'Nach, ~~er R~chtsprechung "de~ .Bundesgerichtshofs',(BGH)'sei' ein'

Bezuqsrecht.welches unterEi,nschränkungen-verejnbart~erdel sOlaog'el!~eingeschränkt" '

, wie: die" Voraussetzungender'Einschränkungen nicht eingetreten ·s~ien. Seine'

, Arbeitqeberin . 'habe,lediglich'als' Zablst~lIe' funqiert, .,Bei.' .oer Beurteilung' des

Glei'chbehandlungsverstoß~s habeda~ SG außer Betracht gelas~en.~a~~erso hoch .,

, über der Beitragsbemessungs.grenze verdient habe, .dass sein ,Gehalt auch' nach Abzug,

der Versicherungsprämien noch:'über den Beitragsbemessung~grenze,gelegen habe. Da'

die Beitraqsbemessunqsqrenze fü'r alle-Arbeitnehmer gelte; kön~esieihm~'in seinem

Ein~elfall auch nicht 'al~, "Vort~iI'" entg~gengehalt~n werden.: Er· werde <g~genÜber

Personen-die. ihr Geld anstatt dessen, in Edelmetall'oder I:mmobilienangele~rhätt~n nun

benachteiligt. dadiese wederVersich~rungsprämien"nodh JetztPflichtbeiträ~'e'~ahlten. ',',
, . . ." . .' '.. .'" . ~. : .. . . . 1'.-.., ~'. - . '. . . . .... . .

Eine weitere, Ungleic.hbehandlungliege darin, dasserdie,Krankenversicherungsb~iträge

" nicht abfGhrenmüsste, wenne~ sich nicht im lnteresse der-Solidärgem~insthaftfÜrdie, '

freiwillige ver~ich~runge~tschi;den" sondern SiChpriyatkrank~nverSi6herthätte: '

Der Kläger beantragt,

dieBerufunqzurückzuweisen, '
, ,

. ,

,"". - ',' .
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Die Beklagte hat den Bescheid vom 11.8,2008 in der Gestelt'dee Bescheids vomt :4,2011"

hinsichtlich - der Beiträge' -Zl,lr - Pflegeversicherung' .ln _der- -mündHche'~ ·Verhandlung

- . aufgehoben. Im-Übrig~nhat sje-erne~t-a~fd-ie Rechtsprechunq des :aVerfG'-unddes'SSG-

- hingewiesen und ihr VOrbringt:mwiederholt, . -

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten wird auf die Verwaltungsakte<;le(Beklagten und die_ .
. .... ...• " '., . ,t. '.~..

Gerichtsakte Bezug-genom!11en~.

v

Entsch~idungsgründe
- '

Die Berufung ist z!llässig aberunbepründet.o

Das SoGhat die;KlagezüRechtabgewiesen.Oie'.Bescheide vom 11.-8.2008und 7.1.2011

_in _Gestalt des Bescheids 'vom 1A.20,11-, dieser 'inGest~lt -desWiderspruch~bes6heids

vom 2-9-,11.201-1sind~r.echtmäßigund verletzten den Kläger nicht"in seinen Rechten nach

.§ _54 Abs. 2'_SGG, Mit Bescheid vom11,8,2008i~ der Gestalt des -Be~Ch~idsvom -'

-'1.4.2011 hat-die Beklagte: zutreffend fes.tgestellt,-dass.-d1eeinmalige' Kapitalzahlung aus _'

- der Direktlebensverslcherunq -(so~eit-:'sie -~njcht'auf_pen:. privaten' Zahlungen .aauem -_
1,1.2005 beruht)'alsVersorgungsbe~ug: anZU$~hen'.ist;,~nd deShalbBeit~äge zur

Krankenversicherung, die allein '[1ochStreitg~genstahd $ind,au~ der einmal,igen_

Kapitalleistung zu zahlen sind. Die' Beklagte ist von .der .'zutreffenden '.Höhe der

_Kapitalleistung als beitragspflichtiger Einnahme ausgegangen und hat auch die Höhe der

infolgedessen -zu zahle~den -Krankenversicherungsb~iträg~: (echtm~ßig,f~stgesetzt:, '." '

Nach §§240, :226 Abs. 1 Nr.3 Sozialqesetzbuch Fünftes Such (SGB V) LV.m.der

Satzung der'Beklagten'bzW.· nach' § '237' S. 1" Nr.2 'SC3B,V werden bei ,freiwillig

Versicherten .bzw. bei 'versi,cherungspfjichtigen 'Rentnern - '~iedemKräger--,der',
'. . ". .... '.' . . . ". '.' ". .'. . . .... '.'

Beitragsbemessung auch der' Zahlb~tragqerder Rente verpleichbarenElnnahrnen

(Versorgungsbezüge).zu .Grunde ge,legt. Gemäß§ 229 Abs."1Satz tNr.5,SGB'V gelten"

. , als der Rente 'vergieichbare" Einnah~en rJersorgUng~bezüge)Renten der, betrieblichen.'

'. AJtersversorgung~ins'chiießIi~hder zusatzVersorgungim' öttenülchenDlenst'unduer

hüttenknappschaftfichen Zusatzveisorqunq. Tritt an die ,Stelle(;ler Versorgungsbezüge "

" ..'.. -
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eine' nicht regelniäßigwiederkehrendel,.eistungoder ist.eine.solche Leistung '..;.;,wie hier- '

vor Eintritt des v~rsiCherUngSf~llesv~rejnbart~der~lig~sagt worden,' ~iItnach §,'22.9Ab~:'

'1 ' Satz '3: 5GB V1'/120~telder' Leistung als monatlicher'Z~hlbetra~ ,der'

Versorqunqsbezüqe, läng&tens:jedoChfür 120Moflate .: , ' "
: I

. ~

Zu den Renten der:betrieblichEmAltersversorgungLS:J. §2Z9Abs: lSatz't Nr. 5,SGB V·
:' • •• : .. '.: •. ~. • .•.•• . .: ' .•• .• . . "/.:;: .•.-•• ,.:" .•.•. . .-..... ,•••.. ::.' .: .:••••. ' .:' '!. ..';:'" • .' .' '. '. .: :,.... '. •....

, gehören ·auch:Renten,die'Clus~inervom.: Arbeitgeber )ü.r·den:Ar~eitnehmer
abqesch lossenen . ,','0 irektYersictierung' .i.S;d.·· ,'§','" '1" "Ab~."·"" 2::, ,'B'~t~'iebliches:',

Altersversorqunqsqesetz (BetrAVG)' gezahlt werdentst. Rechtsprechunq," vgl.f;3VerfG, "

, Beschluss vom' i4.2008·- ',1'BvR 1929/07-;' BSG SozR 4-2'500'§ 229 Nrn.4, 7; BSG

Urteil vom 12.n.zooa ~B 12KR9/0.8R ., m.w.N.).·Um eine'solcheOirektVersi~herun9 ,

handelt.es.sich, wenn ~iOrdiebetrie~lich~: Altersverso~9ungein~Lebensvefsicherung' ~uf.'
'dC:lsLeben :'des ":Ar~eitn~~r11ersdurch de:n' Arbeitgeb~~ abgesc.hlossen,:wint'::und·de.r'

Arb~itnehm~rOde{seineHihterbli:ebeneri: h.insi~htli~h'der [~lstungEm.de~: V~r$'iCh~rers"

, ganz oder teilweis~'bez~g~b~re,chtigt s·irid.;Sieistdari~ der b~trieblichen Alte'rsversorgung "

zuzurechnen, wenn sie dieVer:Sorgungdes:Ärt>eitnehmers ~der~einer'l-:ii~terbliebenen im

Alter, bei ·Invalidität.od~r Tod hezweckt~ also: 'der' Sicherung ,de~Le.ben$~tahdards nach. :

~em,Al!SSCh~idendes:Arbeitnehmer~:ausdemErWerbsleben dienensQU: <": . ' "
. '. ~ .. ,. " . ." .: ~"',.." ,:,' . \. . . .

....-.: ...•... -." : ..

.B~f'd~r::~u'~' f8;200a,\(Orl:de'r Ptqvinzial' Versicherungs AG. an: denKI~geraUsgezahlter,l

Kapiiauei~tungLH.~. 's5;3~7,-- ElJrt:r'handeltessiGh u;"eine'< Leist~ngauseiner

Direktversicherunq in oben gen~nntem Sinne.lf)so~eltnim!TIi der s~natzurv~rmeidl,mg'

. ,'von Wiede~holungen' zunächst gemäß' §: 153AbS,2$ozi~l~ericht~gesetz(SGG)Bezug

.auf .die Austührunqen. des '-Soiialge~i~ht$im 'angefo~hteFlen.Urteil. ,EJgänzEmd:"weist der'

Senat :auf FQlgendeshin:--EDig~gender Ansipht des:Klägeiihandelte,e~~;ch ..~uch. ~ich~'"

um einen "normal~n"· L~bensversicherungSv~rtr~g,' da für, den,streitgeg'enst~ndlichen

. Zeitraum ~icht' der Kläger sondern seine Arbeitgeberiri. Verslcherunqsnenmerln war und

die Verein~arur'!g, ausQ[ücklich als·nDirektverslche-rung·i~Sinn~: des§'1 :'Abs;'ZSatz 1".: ".
. , . . "':__ . .' ':" . .' ' 5 · .' ' :. '.:."

des' BetrAVGqezeichn~twird.Da der Vertrag kurz nachdem:65::Lebensjahrdes Klägers
auslief, ist auch der Alter~VOrSQr~~Charakt~rderL~istUrig~ffßnkundi9:. '., .' " ., .:

Dievon dem, Klä.ger erhobenen verfassungsrechtlichen BedenKen'greifen.nicht·Clurch; Er

fühlt sich geg~nbber.persone~, die ~'ihr'G~ld anders (z,B.' in Im~6biiien .ode~'Edelmetall) .

angelegt' haben :~~d:''Personen,', 'die sich 'privat .kr~nke,nve.rs,icher:t-h~bel1,:ungl~iCh· , '.

.behandelt, ,'übersieht dabei' aber, dass Ärt ..3'Abs., t GG lediglich,gebiete(~·G.leich~~gleich'
~. :'.'~'. .

"v
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. .[>' zu' behandeln;SoY"ohlzwisch~.n den verschiedenen Anla~emÖgHchkeite~bei'derWahl .

.~::. der' Altersvor~oig~ .. als . auch bei .·der: . Abgrenzung 4Wisc~'en:'ger:'~freiVt'illigen .

'K;ankenyersich~rung ..in', :der'Gese~liohen·· KrankenversiC~erUng:' und.' der .Pri~aten '.

Krankenversicherunq bestehen' jedoch '. erhebliche' .'.rechtliche 'undsysternatische '.'

·Unterschiede ...

Der KI~ger' istanden(3erichtsko~ten .l.H.v. ,1.00Q,- Euro Verschuldenskosten zu

beteiligen, die(imR~gelfaU) auch ni~ht vonei'ner Rechtsschutz~e·~icherung· zu tragen .'
. " . " "... , .

sind.

Nach § 192 Abs.1 Nre , 2 SGGk~nn·. das Gericht im. Urteil einem Beteiligte!1gan~ oder .

teilw~ise die-Kosten auferlegEm,'die .dadurch verursacht worden ~ind, 'dass.der Beteiligte .:

. den' Rechtsst;elt. f()rtfüh~,·:ObWOhl·.ihmvo~' Vorsitze~dendie'Missbräuchlidikeit der"

Re.chtsv~rfoiglJ.ngoder· '~verteid'igung dar~elegt worden und :~r auf die Möglichkeit'der .

Kostem3uferlegungbeiFortführurlg. des Rechtsstreits hingewiesen worden' ist Der S~nat :

hat den Kläger in der mündlichen Verhandlung daraufhingewi.esen,'dasS~ieFortführung .

des Rechtsstreits' missbräuchlich ist,da Klage ·l.mdBerufung im Hinblick.'auf die '.

Entscheidung: des .:aVerfG: (a.a.O} :vo~ jedem:Einsi.chtig~n·' ~Is 'vönlgaussichtslos

angesehe~ werdenmüss~n.'D~r Ki~gerist auch:~u(die Mö9lichke'it 'der Auferlegung von"

Gerichtskostenünd ~dieÄÖhe·solcher. Kosten hingewiesen worden. ·.D~rHöhe nach hält,

derSen.atde~: vierf~chen. Mindestbetrag von (4)( 225=) 1,QOO,-€.für· angemessen.' .:

Jedenfalls in.die~er'Höhehatder Kläger du~ch sein Verhalten Gerichtskosten-vemrsacht.

.·D.urch·'~ein···rechtsmissb~äuchliches Verh~ltenhat .der···Kläg~rdem·.Gericht .diejenigen .'

.·-Kbs.t~n·verun;acht::dieo~rch' die' Urteilsberatung ~nddas:Absetzen .d~s schriftächen

Urt~Us"entstehen. Oi~ HÖhe 'dies~ri<osten: kann in.entsprechenderAnwendunq v~n § 287 .

.Zivilprozessordnung, . gesch~tzt:: '.' werden (Peter;;sautterNYOIff,. Ko~mentar zur

Sozia/gerichtsbarkeit, 4. .Auflage, -stend Oktober:2010, § 192 Anm 4 f). Für.das Absetzen

·desschriftliche'~ Urteils sind a'lsZeitaufwa~d .für' Ürterlsberatung 'und 'urtei',sabfässung"

.. '. d~rch·jeweil~. drei Berufsrichter 'i~,sges~rnt.~i~desteris d~ei'~is 'vierfii~ht~rarbeit~stwnden'

anzusetzen. Nach zurückhaltenden Schä~Ungenkostet eine Richtera~eitsst~Dde '(~~der·

B~rufUngsinstanz) unterMitberücksichtig~ng . :d~r "ebenf~Hs '.. ClnfaUenden'

Gerichtshattunqskosten . (Schreibdienst, GeSCh.äftsstelle) etwa 700,-',. bis:Q()O;- DM".
. ',' '- ' .'.,' ,'.' "

·(Goedelt, Mutwillen und Mutwillenskos~en~SGb 198,6,493, 499 ff mwN; LSGNRW;l.Jrleil

.29.10,1996, Az L6 V 10~(3).' Dassi~d - n~chdamaligen Maßstäben.~ umgere~hl1et

.....

. . . . '~: ',,'
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~Jf~.·.·... "::. .. . . ...". " . . <>:
~Qf7:.S0bis460,16. € 'pro Stunde. Der festgesetzte Betraq liegt. damit weitunterhalb der

A~t$ächliChverursa'chten:Kosten und. ist auch unter .Berückslchtiqunq der Ein~ünfte des
~~:/KI~gersangemess~n. . . . . . . ."

.,../:~. .

'. Die Kostenentscheidunq beruht im Übrigen auf §. 193 s~zialgeJichtsgesetz(SGG) .' Der

. Senat: hat wegen des' nur . sehr geringen . Erfolgs ·d~S~lä9-~riSChen·. Begehrens im.
···aeruf\Jngsverfahren ~:hinsichtli~h' d,erBeitrag.spfli~ht in der :Pflegever$icheru~g ~keinen
•Anlass gesehen; der Beklagten'Kos,ten' autzuerteqen,. .. ....

Anlass zur Zulassunq der Revision hat nichtbestanden (§160 Abs. 2:SGG):

" . ~ .'

.. /., .'

....
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}r:Oieses Urteil karmnurdannmitder Reyisio\1al1gefochtem werden.wennsie nachträglich'
.,;~~:vornBundessczialqericht zugelassen wird.Züdi.esem Zweck.kann die NiGhtZulassungder

d:!'~:':R~vlsion durch: das Landessozialcerlctrtmlt der Beschwerde-anqefochten werden. .' .
. .,. . .' . .. .' ,".

. ",' .~.": .

Die Beschwerdeistvon einem:beidem-Sunde~sozlalgericht,iugel~s~en~m... ."
'. Prozessbevollmächtiqten. innerhalbeines Monats nach,Zustellüngdes·Urteilss.chriftlich .

oder in elektronischerForm beim', . ~. .'., ." . . . .... ..' .'. .
'". '" ~....

Bundessozfalqericht, Postfach 41 02 20, 34114 Kassel;:
oder
Bundesso~ialgericht,Graf..,aernadotte';Platz 5,- 34119 Kassel,: . ..

' ..

einzulegen ..

. Die Beschwerdeschrift muss bis zum Ablaufder'Monat~frist bei dem Bundessozialgericht
eingega'rigen sein. _ .' '.' .. .'. (.. . ., . ..' . -. .

: .: ~'.

Die elektronische Form wird nur durch eine.q ualifjziertsignierte Datei gewahrt~ die den
Maßgaben der Veror~nun9.9ber:den. 'elek:tronischen Rechtsverkehr beim' .. ' .

..Bundessoztalqerlchtvom 18 e ,12.'2006 (BGBI. I·S..32"19 ff., www.egvp.de) entspricht und als·
Anhang einer elektronischen Nachricht zu übermitteln. ist. Oie qualifizierte elektroQische
.Signatur erforderteineSignaturkarteund eln Kartenlesegerättzu denweiteren .... .
tecnnischenVoraussetzunqenund den zulässigen:6at~iformate'n: wWW~egvp.de); Z-ur
Entgegennahme elektronischer.Dokumente ..is.t·ausschIJeßlichgerel~ktrO~·ische·.
Gerlchtsbrlefkastendes Bundesso~ialgerichtsbestimint,d~r- über die vom . .. ..
Bundessozialgericht z'~rVerfügung gestellte Zugangs~ und Übertragung~söftware' ..

. erreichbar ist. DieSoftwar~ kann über das Internetportal des,Hundessozi~igerichtS: .
(www.bundessozlalqericht.de ) uze nzfrelnerunterqefaden werden. . . .

,. . .' .'
',1".

Als Prozessbevollrnächtlqte.sind nur zugelassen'

- jeder. Rechtsanwalt, ' •

..,... .' '.' . . . ,... .. . '. . . '. . . '.~ - .

. ' - Rechtslehreran einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines ".
. . MitgHedsstaatesde'r Eu~~p~ischenUni6n,eine~'ande:renVertragsstaatesdes .'.

Abkcmmensüber d~.n Europäischen' WIrtSChaftsraum .Oder 'der' Schweiz, die. die:' ....
Befähigung zum.Richteramt besitzen, •.' . " "', . . .... .'

- selbständige Vereinigl,lngen von Arbeitnehmern mit sozial- ':odert5erufspolitisCher ..
Zwecksetzung:furihreMitglieder,' .'. . ..

- berufsständische Vereinigungen derLa~dwirtschaft für ihre Mitglieder; .:
. . ' .' .'.. . .' . . . - .
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t~s.cha"ftenund. Vereinigungen: von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse solcher
..,\feJ(jrjhr.eMitg·liedepoderfür.and~re :V~rbände oder Zus~mrnen~chJüs~einit.

~~yg{~ich~arerAli~richtuf)g.ündderen. Mitglieder, ,.". .: . .:........ ',.
?:: ~.:".".' . . . '. : . . . . '.. .' '. . ", .

'.:.:Vereiniqunqen. derensatzungsgemäße Aufgaben die gemeinschaftliche' :" .. "
.. Interessenvertretung ,'dieBeratung und' Vertretunqder Leistungsempf~nger' nach dem

sozialen Entschädigungsr.echtoder der behinderten Meiischenwese~tli6humfassenund
.' .'. ". :'.1'. . .' . , .. ' .-

die unter BerQcksichtig.ung vqn:Artund'Umfal!gih,rerTätigkeitsowie ihres'. .
Mitgliederkreises·die· Gewährfür ei~e'sat:hkllndigeProzessyertretung qietem;fOrHire·.

. Mitgl!eder,.· . ": " . . . . . -:

,:.ju rlstische Personen" deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum'. einer der
vorgenannten Organisatione,n'stehen~wenn die juristische Person ausschlie~li~h,die .
Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser .Orqanisatlon und; ihrer. Mitglieder oder
anderer ye~bä~de oder Zusammenschlüsse rnlt vergieichba~erAusrichtlmg~und- deren
MitgliedeF entsprechend.derenSatzl)ngd~rchf9hrti·undWenndleOrg~:ulisalion'für die

. Tätlgke.it der BevollmäChtigtenhaftet. .... '. . ". ..,! .
, .

Die vorgelJ~nn~en·V~r~i~i9urg~n;(3ew~rks~t)~tt.e~'_ ~'nd juristischenPersonen' müssen
durch. Personen mit Befähigung zum Richteramt handeln. Behörden und'[uristische

. Personen des öffehtlichenRechtseinschließlich der von ihnen zur ErfülIlJngihrer
öffentlichen.Autqaben gebildeten Zusammenschlüsse sowieprivate
Ptleqeversicherunqsujiternehmen können sich durch fajgene..Beschäftiqte mifaefähigung' .
zum Richteramt oder durCh:Beschäftigte:mit B~fähig~ng:~umRichteramt anderer '. '.'
Behörden oder' juristischer Personendes 'öffentlichen Rechtseins~ii li~ßli~h' dervon ihnen
zur 'Erfüllun~ ihreröff~ntliqhEm Aufgaben: gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen.

Ein Beteiligter, der zurVertretunq berechtigt ist, kann sich selbst vertreten. Handelt es sich
'.dabef.um eine d.er\t,orgenannt~nVereil1iguligen, Gewerkschaftenoderjuristische'ri . .

;.: 'p',e~s'()ci~n,rT1~ssdie.se::dur?h, g~rso:nen .mit !3efähigungzumRichteramf-handeli1; •
..'

'. Die Beschwerde ist ;ill;,erha:lb vonivv.ei'MonatEm nach Zustellung des Urteils von-einem
zugelassenen 6evollmächtigten schriftlich 'oderInelektronischer Form zu "begründen,

In derBegrondung muss dieqrundsätzliche Bedeutunqder Rechtssache .darg~legto~er
die Entscheidung de,~~Bufldessozialgedchts,des Gemeinsamen Senats.der'o~ersten .

. . Gerichtshöfe des: Bundes-oder. des' Bundesverfassunqsqerichts.von.der d~s.Urteil:' ..
. . abweicht, odereinVerfahrensm~ngel;auf dem die angefo~hieneEn~s.cheidun.g:· beruhen

kann, bezeichnet werden. Als Veifahrensm.ang~lkarm eine Verietiung ,d,er§§..109und
128 Abs. 1 Satz 1·Sozialgerichtsgesetz nicht und elne Verletzung des § 1.03 . .
Sozialgerichtsgesetz nur' gerügt werden, soweit das Landessozlalqericht einem' r

Beweisantrag ohne h,nreichendeBegründung nicht gefolgt ist. . . .
. .. . ..'

Für die.Beschwerdeqeqen die Nic:htzulassung derRevlslon kann ein Beteiligt~r, der nicht .'
schon durch die o.t>.en9~n~n;'tenVereinigungen.Gew.erkschafte~n oder iufi,stischell:.:-. ': .

....
. '.' .' ..

---- --

. ~.

. .....



. ~ .
....

•.';'11·~
; .

.Personen·vertretenJst;.Prozesskost~nhilfe zum Zwecke der_Bei~rdnung.eiries·
Rechtsanwaltsbeantraqen.. ". '. . . .. ..

Der Beteüiqtekanndie Prozesskostenhilfe selbst.beantraqen. Der ~ntragistbeim .
Bundes~Qzialgerichrentweder schriftlictr öder in ·ele.ktron.i~ph.erForrn.etnzureichen oder '.

· mündlich vordessenGeschäftsstelle ZU Protokoll Zu erklären, .. '; ...
. .

Dem Antrag :sind·eineEr.klärung'ges BeteBigten über seine persönlichen und .:... '.
·wirtschaftlichen Verliältnisse;W~miiienverh~iJtni~se; aerüf,Vermöge'ri; Einkommen-und
Lasten) sowieentsprechende ßelegeb.ei~üfOgen,·HierzÜistder für:die Abg~be d~r': .

· Erklärung vorgeschriebene Vordruck zu benutzen: DerVordruck:·kann·v~n'all~n.Gerichten
..oder durch. den~chreibwarenhand~lbezogen werden. .: . ". .. ,'. . ..

Wird Prozesskostenhüfe bereits für die 'Einlegung' der Beschwerde begehrt, so-müssen
·der Antrag und die Erklärun'gOberdie'perS9nlichen undwirtschaftlichen Verhältnisse-
gegebenenfalls nebst entsprechenden Beleqen • bis zum AbJaufaer Frist für die.
EinlegungderBesctlwer~e.(ein:Monatn·ach Zustellung "des U.rteils)b~.im··
Bund.es$ozialgerichreiligeg:~;mgelisein. '. . . .

. .,... ..,... ~'.". " '. ..' . . .
. . ,,' :~. . ..

.'.Mitdem.· Antrag auf Prozesskostenhilfe kanhei~ zur Ver:tre~ung bereiter Hechtsanwalt
bena'r;'niwerden" ..'. . . '. i . . .'

" ,

·I.std~~ß~t~iligt~ri prozes~ko'~tenll'ilfe bewilligt worden-und macht er von seinem Recht,
: .·~:i{le·nAnwaJt:zÜ.wä~len;'kefn.:en'Gebrauch, ~ird .auf seinen Antrag der belzuordnende

.::+;·~e.Cbt~:~h~~I("0f!1·:~u:~;d_e~so~~:aigeritntau~g~~ählf' -.. . . . . .'
., .

, ,Der Be~chwerdeschriftUndaHenfolgenden Schriftsätzensellen.Abschriften für dieübriqen
.:' .Bete!l.igt~n: betgefOgt w.etden,. . .' . . '. .' . . . . .' .

. . :".

· .Das BundessoziaigerichtbittetdarOber hinaus um je zwei weitere Abscbriften.
. ":.' . . '." . . ~ . . ' . .' .

· Dr.Jansen .

'". .

'.Rtchterarrrtandessozlelqerictit-

Piersciariek hat Urtaub und

.'kan~deshalb das urteiIrlicht .:

unterschreiben

. ·Dr, Jansen .. Altenweger ...

- .. '. .'

. ". : .




